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Die Europäische Union und der Europarat
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Im Mai 2017 jährte sich zum zehnten Mal die Unterzeichnung des „Memorandums of
Understanding“ zwischen dem Europarat und der Europäischen Union. Das Dokument war
seinerzeit gerade für den Europarat von wesentlicher Bedeutung – zumindest in symboli-
scher Hinsicht. Im Zuge des Anwachsens der Europäischen Union auf 27 Staaten stellte
sich zusehends die Frage, wozu es des Europarats überhaupt noch brauchte. Das Memo-
randum gab hierauf auf eine klare Antwort, indem es die herausragende Bedeutung der
Straßburger  Organisation in  ihren drei  Hauptaufgabengebieten Demokratie,  Menschen-
rechte und Rechtsstaatlichkeit hervorhob. In diesen Bereichen sollte der Europarat auch
künftig als „benchmark“ dienen.1 Durch ein komplementäres Vorgehen sollten zugleich
Überschneidungen zwischen Europarat und Europäischer Union vermieden, die jeweiligen
Stärken gefördert und weiter ausgebaut werden.2

Anlässlich  der  nunmehr  erfolgten  Bestandsaufnahme  der  Beziehungen  kamen  die
beiden Organisationen überein, dass diese Vorgaben in den letzten zehn Jahren umgesetzt
wurden. Die Zusammenarbeit zeichne sich heute durch „an unprecedented intensity“3 aus.
Im Mittelpunkt standen die drei Schwerpunktbereiche (beziehungsweise „Säulen“) politi-
scher Dialog, Kooperationsprojekte und Zusammenarbeit in Rechtsfragen.4 Der politische
Dialog wurde zum Beispiel mittels Treffen von Spitzenvertretern beider Organisationen
vollzogen, wo seitens des Europarats der Generalsekretär, der Menschenrechtskommissar
oder ein Vertreter des Vorsitzes im Ministerkomitee sowie seitens der Europäischen Union
der  Präsident  der  Europäischen Kommission oder  die  Hohe Vertreterin  der  Union für
Außen- und Sicherheitspolitik teilnahmen. Die Ausgestaltung der beiden anderen Schwer-
punktbereiche während des Berichtszeitraums (Juli 2016 bis Juni 2017) wird nachfolgend
genauer  diskutiert.  Zugleich rückten der  Umgang mit  dem gescheiterten Putsch in der
Türkei sowie die Migrationsfrage in den Vordergrund.

Kooperationsprojekte

Bei den Kooperationsprojekten standen wie schon in den Jahren zuvor die „Gemeinsamen
Programme“ im Mittelpunkt.5 Die im Wesentlichen von der Europäischen Union finanzier-

1 Council of Europe and European Union: Memorandum of Understanding between the Council of Europe
and the European Union, May 2007, Abs.10.

2 Allgemein  zum Zusammenspiel  zwischen  Europarat  und  Europäischer  Union  siehe  Klaus  Brummer:
Inter(b)locking Institutions: The European Union, the Council of Europe, and Human Rights Protection in
Europe, in: Henry F. Carey (Hrsg.): The Challenges of European Governance in the Age of Economic Sta-
gnation, Immigration, and Refugees, Lanham 2016, S. 253-266.

3 Committee of Ministers of the Council of Europe: 127th Session of the Committee of Ministers (Nicosia,
19 May 2017). Report on co-operation between the Council of Europe and the European Union, 12 May
2017, CM(2017)28-final, S. 1.

4 Ebd.
5 Klaus Brummer: Die Europäische Union und der Europarat,  in: Werner Weidenfeld/Wolfgang Wessels

(Hrsg.): Jahrbuch der Europäische Integration 2016, Baden-Baden 2016, S. 441-446.
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ten und vom Europarat konzipierten und umgesetzten Maßnahmen fokussieren auf die drei
zentralen Handlungsbereiche des Europarats:  Demokratie,  Menschenrechte und Rechts-
staatlichkeit.  Die  Maßnahmen  beziehen  sich  auf  Mitglieder  des  Europarats,  die  nicht
zugleich auch der Europäischen Union angehören. Maßgeblich sind diejenigen Staaten im
Osten und Süden Europas, die in der Nachbarschaftspolitik der Europäischen Union einge-
bunden sind, sowie seit 2016 auch speziell die EU-Beitrittskandidaten in Südosteuropa
(reichend von Bosnien und Herzegowina bis hin zur Türkei).6 Im Jahr 2016 erreichte das
finanzielle Volumen der Gemeinsamen Programme ein Rekordniveau von 146 Mio. Euro
(2015: 128 Mio. Euro), von denen die Europäische Union knapp 126 Mio. Euro und somit
mehr als 86 Prozent beisteuerte.7 Mehr als die Hälfte der Mittel  (56 Prozent) floss in
Programme zur Stärkung der Rechtsstaatlichkeit in den Zielländern; 26 Prozent der Mittel
wurden für Maßnahmen zur Stärkung von Menschenrechten ausgegeben und 18 Prozent
zur Demokratieförderung.8 Im Jahr 2016 wurden 20 neue Vorhaben initiiert;  insgesamt
liefen 48 Gemeinsame Programme.9

Die Zusammenarbeit zwischen Europarat und Europäischer Union ist allerdings nicht
auf das  Territorium der Europaratsstaaten begrenzt.  Motiviert  wird dieser  über Europa
hinausgehende  Blick  durch  die  Verflechtungen,  die  sich  zwischen  Europa  und  seinen
Nachbarregionen ergeben und die unmittelbaren Einfluss auf die Programme und Ziele der
beiden Organisationen haben. Der Europarat bemerkte hierzu: „[M]any of the core issues
under the Council of Europe mandate are increasingly being influenced by developments
outside Europe, and notably in its Mediterranean neighbourhood.“10 Seit 2011 verfolgt der
Europarat daher eine Nachbarschaftspolitik11, mittels derer er seine zentralen Zielsetzun-
gen gegenüber Staaten im Nahen Osten, in Nordafrika und in Zentralasien zu vermitteln
sucht. Instrumente hierfür sind unter anderem die Einbindung von Delegationen aus diesen
Staaten in die Institutionen des Europarats.  So hat  beispielsweise die Parlamentarische
Versammlung  des  Europarats  einen  „Partner  für  Demokratie“-Status  etabliert,  mittels
welchem Delegationen aus Parlamenten von Nichtmitgliedstaaten der Organisation in die
Arbeiten der Versammlung einbezogen werden können. Auf diese Weise hat die Versamm-
lung bereits eine institutionalisierte Zusammenarbeit mit den Parlamenten aus Marokko,
Kirgisistan und Jordanien etabliert wie auch mit dem Palästinensischen Nationalrat. Weite-
re Instrumente im Rahmen der Nachbarschaftspolitik des Europarats sind die Öffnung von
Europaratsverträgen  für  Nichtmitgliedstaaten  oder  Wahlbeobachtungsmissionen.12 Die
Europäische Union ist in diesem Zusammenhang von Bedeutung, weil sie sich – wie bei
den Gemeinsamen Programmen – unverzichtbar  für die Finanzierung von Maßnahmen

6 Committee of Ministers of the Council of Europe: 127th Session of the Committee of Ministers (Nicosia,
19 May 2017). Joint Programmes between the Council of Europe and the European Union in 2016 – In-
formation document, 12 May 2017, CM(2017)28-add, Abs. 2.

7 Ebd., Abs. 8.
8 Ebd., Abs. 26.
9 Ebd., Abs. 8, 11.
10 Committee of Ministers of the Council of Europe: 127th Session of the Committee of Ministers (Nicosia,

19 May 2017). Report  on the implementation of the Council of Europe Policy towards neighbouring
regions, 12 May 2017, CM(2017)27-final, Abs. 3.

11 Siehe auch die Beiträge in den Kapiteln „Die Außenpolitik der Europäischen Union“ und „Die Europä-
ische Union und ihre Nachbarn“.

12 Klaus Brummer: The Council of Europe as an Exporter of Democracy, Human Rights and the Rule of
Law, in: International Politics 1/2014, S. 67-86.
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erweist.13 Exemplarisch  hierfür  ist  die  Unterstützung  des  im  Europarat  angesiedelten
„North South Centres“, für den die Europäische Union im Juli 2016 insgesamt 1,3 Mio.
Euro für ein Projekt zur Förderung des interkulturellen Lernens („iLegend-Projekt“) zur
Verfügung stellte.14

Die zentrale Rolle, welche seitens des Europarats der Europäischen Union als Partner in
finanzieller wie auch in politischer Hinsicht zugewiesen wird, findet sich in umgekehrter
Richtung hingegen nicht. Sinnbildlich hierfür ist die im Mai 2017 von der Europäischen
Union angenommene „Globale Strategie für die Außen- und Sicherheitspolitik“.15 Auch
wenn sich das Strategiepapier ausführlicher mit dem regionalen Umfeld der Europäischen
Union auseinandersetzt, kommt der Europarat in dieser Diskussion so gut wie nicht vor.
Die  einzige  Erwähnung  erfolgt  mit  Blick  auf  eine  „europäische  Sicherheitsordnung“,
wobei es vorrangig um den Konflikt in der Ukraine und den Umgang mit Russland geht.16

Ansonsten wird der Europarat nicht benannt. Genauso randständig bleibt der Europarat im
„Weißbuch zur Zukunft  Europas“ der  Europäischen Kommission, wo lediglich auf die
„aktive Rolle“ der Europäischen Union im Europarat hingewiesen wird.17 Weitergehende
Überlegungen zur Verzahnung der Organisationen finden sich nicht.

Zusammenarbeit in Rechtsfragen

Bei der Zusammenarbeit in Rechtsfragen steht weiterhin die Frage des Beitritts der Euro-
päischen Union zu Verträgen des Europarats im Mittelpunkt. Durch die Übernahme von
Rechtsnormen des Europarats sollen einheitliche Standards etabliert werden, an die sich
sowohl die einzelnen Staaten als auch die Organe der beiden Organisationen zu halten
haben. Von den derzeit 223 „Europaratsverträgen“ stehen 54 Verträge einem Beitritt der
Europäischen Union offen. Zuletzt unterzeichnete die Europäische Union das „Überein-
kommen des Europarats zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und
häuslicher  Gewalt“  (sogenannte  „Istanbul-Konvention“).  Die  Europäische  Union  hat
bislang jedoch nur 17 Verträge unterzeichnet und von diesen wiederum erst elf ratifiziert.18

Dass die Herstellung eines einheitlichen europäischen Rechtsraums leichter proklamiert
als vollzogen ist, zeigt sich auch am noch immer nicht vollzogenen Beitritt der Europä-
ischen Union zur Europäischen Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grund-
freiheiten (EMRK). Mit dem Vertrag von Lissabon, der im Dezember 2009 in Kraft trat,
hat sich die Europäische Union zum Beitritt zur EMRK verpflichtet. Ein Gutachten des
Gerichtshofs der Europäischen Union aus dem Jahr 2014, in dem auf eine Reihe von recht-
lichen  Problemen  hingewiesen  wurde,  stoppte  jedoch  den  Beitrittsprozess.19 Seitdem

13 Committee of Ministers of the Council of Europe: 127th Session of the Committee of Ministers. Report
on the implementation of the Council of Europe Policy towards neighbouring regions, Abs. 7.

14 European External Action Service: EU backs North-South Centre with €1.3 million contract,  26 July
2016,  abrufbar  unter:  https://eeas.europa.eu/headquarters/headquarters-homepage/7183/eu-backs-north-
south-centre-eu13-million-contract_en (letzter Zugriff: 21.6.2017).

15 Siehe auch den Beitrag „Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik“ in diesem Buch.
16 Europäische Union: Gemeinsame Vision, gemeinsames Handeln: Ein stärkeres Europa. Eine Globale Stra-

tegie  für  die  Außen-  und  Sicherheitspolitik  der  Europäischen  Union,  2016,  S.  29,  abrufbar  unter:
https://europa.eu/globalstrategy/en/language-visions (letzter Zugriff: 21.6.2017).

17 Europäische Kommission: Weißbuch zur Zukunft Europas. Die EU der 27 im Jahr 2025 – Überlegungen
und Szenarien, 1. März 2017, COM(2017) 2025 final, S. 3.

18 Für Details siehe die Homepage des Vertragsbüros des Europarats, abrufbar unter:  www.coe.int/de/web/
conventions/home (letzter Zugriff: 21.6.2017).

19 Klaus Brummer: Die Europäische Union und der Europarat,  in: Werner Weidenfeld/Wolfgang Wessels
(Hrsg.): Jahrbuch der Europäische Integration 2015, Baden-Baden 2015, S. 545-551.
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haben beide Seiten zwar wiederholt geäußert, den Beitritt weiterhin vollziehen zu wollen.
So bekräftigt beispielsweise die Europäische Kommission in ihrem Arbeitsprogramm für
2017, „weiter die für den Beitritt  der EU zur Europäischen Menschenrechtskonvention
erforderlichen  Arbeiten  fort[zu]führen  und  dabei  dem  Gutachten  des  Gerichtshofs  in
vollem Umfang Rechnung [zu] tragen.“20 Nennenswerten Fortschritte wurden in den letz-
ten zweieinhalb Jahren jedoch nicht erzielt. Die „finalisation of the process at the earliest
opportunity“,21 wie  es  in  einem im Mai  2017  verabschiedeten  Bericht  des  Europarats
heißt, scheint weiterhin Wunschdenken zu sein. Trotz der fehlenden Fortschritte in dieser
grundlegenden  Frage,  bestehen  die  Arbeitsbeziehungen  zwischen  dem  Europäischen
Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) und dem Gerichtshof der Europäischen Union
allerdings fort, die sich unter anderem in jährlichen Treffen beider Seiten äußern.22

Besser  verlief  die  Zusammenarbeit  des  Europarats  mit  der  Europäischen  Union  in
Rechtsfragen hingegen mit Blick auf die Grundrechteagentur der Europäischen Union.23

Mit dieser veröffentlichte der EGMR mehrere Handbücher, zuletzt zum Thema „Europa-
rechtliche Grundlagen des Zugangs zur Justiz.“24 Zudem reiste der Leiter der Grundrechte-
agentur, Michael O’Flaherty, nach Straßburg, um sich mit dem Generalsekretär des Euro-
parats  sowie  einer  Arbeitsgruppe  des  Ministerkomitees  auszutauschen  und  nach
Möglichkeiten zur weiteren Intensivierung der Zusammenarbeit zu suchen.25 Das Bestre-
ben,  die  Aktivitäten  von Grundrechteagentur  und Europarat  aufeinander  abzustimmen,
wurde  auch  in  einem  Ratsbeschluss  deutlich,  der  einen  „Mehrjahresrahmen“  für  die
Grundrechteagentur für den Zeitraum 2018 bis 2022 konzipierte. Hierin wird ausdrücklich
auf die „Komplementarität“ der Aktivitäten abgehoben. In diesem Sinne wird die Grund-
rechteagentur in Einklang mit der ihrer Einrichtung zugrunde liegenden Verordnung26 dazu
angehalten, ihre Aktivitäten auch künftig mit denjenigen des Europarats zu „koordinie-
ren“.27

Weitere Themen: Türkei28 und Migration29

Neben dieser grundsätzlichen Bestandsaufnahme der bilateralen Beziehungen rückten im
Berichtszeitraum zwei Themen verstärkt in den Blickpunkt: der gescheiterte Putschver-
such in der Türkei und dessen Folgen sowie die Migrationsfrage. Bei der Behandlung des

20 Europäische Kommission: Arbeitsprogramm der Kommission 2017. Für ein Europa, das schützt, stärkt
und verteidigt, 25. Oktober 2015, COM(2016) 710 final, S. 14.

21 Committee of Ministers of the Council of Europe: 127th Session of the Committee of Ministers (Nicosia,
19 May 2017). Report on securing the long-term effectiveness of the supervisory mechanism of the Euro-
pean Convention on Human Rights, 11 May 2017, CM(2017)34-final, S. 3.

22 Ebd., S. 5.
23 Siehe auch den Beitrag „Menschenrechtspolitik“ in diesem Buch.
24 Agentur der Europäischen Union für Grundrechte und Europarat: Handbuch zu den europarechtlichen

Grundlagen des Zugangs zur Justiz, Luxemburg 2016.
25 European Union Agency for Fundamental Rights: FRA and Council of Europe cooperation key to ensu-

ring fundamental rights protection,  4  October 2016,  abrufbar unter:  http://fra.europa.eu/en/news/2016/
fra-and-council-europe-cooperation-key-ensuring-fundamental-rights-protection (letzter Zugriff: 21.  Juni
2017).

26 Verordnung (EG) Nr. 168/2007 des Rates vom 15. Februar 2007 zur Errichtung einer Agentur der Euro-
päischen Union für Grundrechte, in: Amtsblatt der EU L 53, 22. Februar 2017.

27 Rat der Europäischen Union: Beschluss des Rates zur Festlegung eines Mehrjahresrahmens für die Agen-
tur der Europäischen Union für Grundrechte für den Zeitraum 2018-2022, 28, November 2016,  Dok.
14423/16.

28 Siehe auch den Beitrag „Türkei“ in diesem Buch.
29 Siehe auch den Beitrag „Asyl-, Einwanderungs- und Visapolitik“ in diesem Buch. 
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gescheiterten Putschversuchs in der Türkei und der im Nachgang verhängten Maßnahmen
der türkischen Regierung griffen unterschiedliche Institutionen der Europäischen Union
auf  die  Expertise  des  Europarats  zurück.  So  verwies  die  Europäische  Kommission  in
ihrem  Bericht  zur  Erweiterungspolitik30 auf  laufende  Aktivitäten  des  Europarats  zur
Prüfung der Notwendigkeit und Verhältnismäßigkeit der von türkischer Seite ergriffenen
Notstandsmaßnamen.31 Sie forderte zugleich die Türkei auf, die vom Menschenrechtskom-
missar des Europarats im Oktober 2016 veröffentlichten Empfehlungen umzusetzen.32 Die
Hohe Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik, Federica Mogherini, und
der  Kommissar  für  Europäische  Nachbarschaftspolitik und Erweiterungsverhandlungen,
Johannes Hahn, kommentierten wiederum im März 2017 Pläne der türkischen Regierung
für Verfassungsänderungen, wobei sie sich im Wesentlichen auf ein Gutachten der Vene-
dig-Kommission des Europarats stützten und dessen kritische Aussagen zur übermäßigen
Konzentration der politischen Gewalt in einer Institution und zur Gefährdung der Unab-
hängigkeit  der  Justiz  unterstrichen.33 Die  im Europarat  vorhandenen  Institutionen  und
deren  Expertise  dienten  somit  der  Europäischen  Union  als  Referenzpunkte  für  die
Entwicklung,  Bekräftigung und Legitimierung der  eigenen Forderungen gegenüber  der
Türkei.

Ein anderes Bild ergab sich bei der Migrationsfrage. Hier äußerte sich die Parlamen-
tarische Versammlung des Europarats wiederholt ungewohnt kritisch gegenüber der Euro-
päischen Union. Im Oktober 2016 beanstandeten die Parlamentarier beispielsweise, dass
die Europäische Union die finanzielle Förderung für eine Hotline für vermisste Kinder
eingestellt  habe.34 Im Januar 2017 verwiesen die Parlamentarier  auf den zunehmenden
Vertrauensverlust der europäischen Bürgerinnen und Bürger in die EU-Institutionen und
monierten das „Unvermögen“ der Europäischen Union, ihre Außengrenzen zu schützen.35

Und im April 2017 kritisierten die Parlamentarier die zunehmende Fokussierung der Euro-
päischen Union auf Fragen des Grenzschutzes wie auch das Auslagern von Maßnahmen
zur  humanitären  Hilfe,  wodurch  der  Schutz  von Grundrechten  von  Migrantinnen  und
Migranten gefährdet werden könnte.36

Fazit

Kritik an der anderen Organisation, wie sie die Parlamentarische Versammlung des Euro-
parats an der Europäischen Union und deren Umgang mit der Migrationsfrage geäußert

30 Siehe auch den Beitrag „Die Erweiterungspolitik der Europäischen Union“ in diesem Buch. 
31 Europäische  Kommission:  Mitteilung  2016  über  die  EU-Erweiterungspolitik,  9.  November  2016,

COM(2016) 715 final, S. 17.
32 Commissioner for Human Rights of the Council of Europe: Memorandum on the Human Rights Implica-

tions  of  the  Measures  Taken  under  the  State  of  Emergency  in  Turkey,  7  October  2016,
CommDH(2016)35.

33 European External Action Service: Joint Statement by High Representative/Vice-President Federica Mo-
gherini and Commissioner Johannes Hahn on the Venice Commission’s Opinion on the Amendments of
the Constitution of Turkey and Recent Events, 13 March 2017, abrufbar unter: https://eeas.europa.eu/head
quarters/headquarters-homepage/22571/joint-statement-high-representativevice-president-federica-moghe
rini-and-commissioner-johannes_en (letzter Zugriff: 21. Juni 2017).

34 Parliamentary Assembly of the Council of Europe: Harmonising the Protection of Unaccompanied Minors
in Europe, 13 October 2016, Resolution 2136 (2016), Abs. 3.

35 Parliamentary Assembly of the Council of Europe: The Need to Reform European Migration Policies, 26
January 2017, Resolution 2147 (2017), Abs. 1-2.

36 Parliamentary Assembly of the Council of Europe: Possible Ways to Improve the Funding of Emergency
Refugee Situations, 27 April 2017, Resolution 2164 (2017), Abs. 4.
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hat, bildeten im vergangenen Jahr (wie auch traditionell in den Beziehungen beider Orga-
nisationen) die Ausnahme zur Regel. Vielmehr lief das auf „geteilten Werten“37 beruhende
Zusammenspiel zumeist in den gewohnt unaufgeregten und damit aber auch medial wenig
interessanten Bahnen ab. Gleichwohl ist der Wert von derlei grundlegenden Arbeiten, die
sich  mit  der  Förderung  von  Demokratie,  Menschenrechten  und  Rechtsstaatlichkeit  in
unterschiedlichen „Nachbarschaften Europas“ – reichend vom Balkan, Mittel- und Osteu-
ropa  und  dem  Kaukasus  bis  zusehends  auch  hin  zum Nahen  Osten,  Nordafrika  und
Zentralasien – nicht zu unterschätzen angesichts der gerade im Zuge der Migrationsfrage
wieder deutlich gewordenen Verflechtungen zwischen Europa und seinen Nachbarregio-
nen. Von daher ist abschließend dem jüngst vorgenommenen Ausblick des Europarats zur
Zusammenarbeit mit der Europäischen Union zuzustimmen: 

„Close and effective coordination and co-operation are indeed needed more than ever to better address
increasing challenges, preserve the coherence and efficiency of the European human rights system, as
well as to combat the growing threats to democratic institutions and the rule of law.“38
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